
VERORDNUNG (EG) Nr. 108/2008 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES

vom 15. Januar 2008

zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1925/2006 über den Zusatz von Vitaminen und
Mineralstoffen sowie bestimmten anderen Stoffen zu Lebensmitteln

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EURO-
PÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 95,

auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozial-
ausschusses (1),

gemäß dem Verfahren des Artikels 251 des Vertrags (2),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Nach der Verordnung (EG) Nr. 1925/2006 des Euro-
päischen Parlaments und des Rates (3) findet das Regelungs-
verfahren des Beschlusses 1999/468/EG des Rates vom
28. Juni 1999 zur Festlegung der Modalitäten für die
Ausübung der der Kommission übertragenen Durchfüh-
rungsbefugnisse (4) bei der Verabschiedung von Durch-
führungsmaßnahmen Anwendung.

(2) Der Beschluss 1999/468/EG wurde durch den Beschluss
2006/512/EG geändert, mit dem für den Erlass von
Maßnahmen von allgemeiner Tragweite zur Änderung
von nicht wesentlichen Bestimmungen eines nach dem
Verfahren des Artikels 251 des Vertrags erlassenen
Basisrechtsakts, auch durch Streichung einiger dieser
Bestimmungen oder Ergänzung dieses Rechtsakts durch
Hinzufügung neuer nicht wesentlicher Bestimmungen, das
Regelungsverfahren mit Kontrolle eingeführt wurde.

(3) Die Kommission sollte die Befugnis erhalten, Änderungen
der Anhänge I und II der Verordnung (EG) Nr. 1925/2006
zu erlassen; weitere Lebensmittel festzulegen, denen
bestimmte Vitamine oder Mineralstoffe nicht zugesetzt
werden dürfen; Beschlüsse zur Festlegung und/oder Ände-
rung der Listen der zugelassenen, verbotenen oder einge-
schränkten anderen Stoffe zu fassen; die Bedingungen
festzulegen, unter denen Vitamine und Mineralstoffe
verwendet werden dürfen wie Reinheitskriterien, Höchst-
gehalte, Mindestgehalte und andere Beschränkungen oder
Verbote des Zusatzes von Vitaminen und Mineralstoffen zu
Lebensmitteln; und Ausnahmen von einigen Bestimmungen
der genannten Verordnung festzulegen. Da es sich hierbei
um Maßnahmen von allgemeiner Tragweite handelt, die
eine Änderung nicht wesentlicher Bestimmungen der
genannten Verordnung auch durch Hinzufügung neuer
nicht wesentlicher Bestimmungen bewirken, sind diese

Maßnahmen nach dem Regelungsverfahren mit Kontrolle
des Artikels 5a des Beschlusses 1999/468/EG zu erlassen.

(4) Wenn aus Gründen äußerster Dringlichkeit die Fristen, die
normalerweise im Rahmen des Regelungsverfahrens mit
Kontrolle Anwendung finden, nicht eingehalten werden
können, muss die Kommission die Möglichkeit haben, bei
der Streichung und bei der Aufnahme und Änderung
bestimmter anderer Stoffe in Anhang III der Verordnung
(EG) Nr. 1925/2006 das Dringlichkeitsverfahren des
Artikels 5a Absatz 6 des Beschlusses 1999/468/EG anzu-
wenden.

(5) Die Verordnung (EG) Nr. 1925/2006 sollte daher ent-
sprechend geändert werden —

HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Verordnung (EG) Nr. 1925/2006 wird wie folgt geändert:

1. Artikel 3 Absatz 3 erhält folgende Fassung:

„(3) Änderungen der Listen, auf die in Absatz 1 des
vorliegenden Artikels Bezug genommen wird, werden nach
dem in Artikel 14 Absatz 3 genannten Regelungsverfahren
mit Kontrolle erlassen, wobei die Stellungnahme der
Behörde berücksichtigt wird.

Aus Gründen äußerster Dringlichkeit kann die Kommission
auf das in Artikel 14 Absatz 4 genannte Dringlichkeitsver-
fahren zurückgreifen, um ein Vitamin oder einen Mineral-
stoff aus den in Absatz 1 dieses Artikels genannten Listen
zu streichen.

Bevor die Kommission diese Änderungen vornimmt, führt
sie mit betroffenen Gruppen, insbesondere mit der Lebens-
mittelindustrie und Verbraucherverbänden, Konsultationen
durch.“

2. Artikel 4 Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„Maßnahmen zur Änderung nicht wesentlicher Bestim-
mungen dieser Verordnung, mit denen weitere Lebensmittel
oder Lebensmittelkategorien festgelegt werden, denen
bestimmte Vitamine und Mineralstoffe nicht zugesetzt
werden dürfen, können im Lichte wissenschaftlicher
Erkenntnisse unter Berücksichtigung ihres Nährwerts nach
dem in Artikel 14 Absatz 3 genannten Regelungsverfahren
mit Kontrolle erlassen werden.“
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3. Artikel 5 Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Die Reinheitskriterien für die in Anhang II aufge-
führten Vitamin- und Mineralstoffverbindungen zur Ände-
rung nicht wesentlicher Bestimmungen dieser Verordnung
durch Ergänzung werden nach dem in Artikel 14 Absatz 3
genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen,
sofern sie nicht aufgrund von Absatz 2 des vorliegenden
Artikels gelten.“

4. Artikel 6 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Wird ein Vitamin oder Mineralstoff Lebens-
mitteln zugesetzt, so darf der Gesamtgehalt des
Vitamins oder Mineralstoffs, das/der — zu welchem
Zweck auch immer — in dem Lebensmittel zum
Zeitpunkt des Verkaufs vorhanden ist, nicht über den
Höchstgehalten liegen. Maßnahmen, die diesen Gehalt
festsetzen und die eine Änderung nicht wesentlicher
Bestimmungen dieser Verordnung durch ihre Ergän-
zung bewirken, werden nach dem in Artikel 14
Absatz 3 genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle
erlassen. Die Kommission kann zu diesem Zweck bis
zum 19. Januar 2009 einen Entwurf der Maßnahmen
für die Höchstgehalte vorlegen. Für konzentrierte und
dehydrierte Erzeugnisse werden die Höchstgehalte für
den Zustand festgelegt, in dem die Lebensmittel
entsprechend den Anweisungen des Herstellers zum
Verzehr zubereitet sind.“

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Bedingungen, die den Zusatz eines spezifischen
Vitamins oder Mineralstoffes zu einem Lebensmittel
oder einer Lebensmittelkategorie verbieten oder
beschränken und die eine Änderung nicht wesent-
licher Bestimmungen auch durch Ergänzung dieser
Verordnung bewirken, werden nach dem in Artikel 14
Absatz 3 genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle
festgelegt.“

c) Absatz 6 erhält folgende Fassung:

„(6) Der Zusatz eines Vitamins oder eines Mineral-
stoffs zu Lebensmitteln muss bewirken, dass das
Vitamin oder der Mineralstoff in dem Lebensmittel
mindestens in einer signifikanten Menge vorhanden
ist, sofern dies im Anhang zur Richtlinie 90/496/EWG
definiert ist. Maßnahmen, die die Mindestgehalte
einschließlich geringerer Gehalte, die von den oben
genannten signifikanten Mengen in spezifischen
Lebensmitteln oder Lebensmittelkategorien abwei-
chen, festsetzen und die eine Änderung nicht wesent-
licher Bestimmungen dieser Verordnung durch ihre
Ergänzung bewirken, werden nach dem in Artikel 14
Absatz 3 der vorliegenden Verordnung genannten
Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen.“

5. Artikel 7 Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Die Kennzeichnung und Aufmachung von Lebens-
mitteln, denen Vitamine und Mineralstoffe zugesetzt
werden, sowie die Werbung für diese Lebensmittel dürfen
keinen Hinweis enthalten, mit dem behauptet oder sugge-
riert wird, dass die Zufuhr angemessener Nährstoffmengen
bei einer ausgewogenen, abwechslungsreichen Ernährung
nicht möglich sei. Gegebenenfalls kann nach dem in
Artikel 14 Absatz 3 genannten Regelungsverfahren mit
Kontrolle eine Ausnahmeregelung hinsichtlich eines spezi-
ellen Nährstoffs, die eine Änderung nicht wesentlicher
Bestimmungen dieser Verordnung durch Ergänzung
bewirkt, festgelegt werden.“

6. Artikel 8 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Die Kommission kann aus eigener Initiative
oder anhand der von den Mitgliedstaaten übermittel-
ten Angaben, nachdem die Behörde jeweils eine
Bewertung der vorliegenden Informationen vorge-
nommen hat, nach dem in Artikel 14 Absatz 3
genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle die
Aufnahme des Stoffs oder der Zutat in Anhang III
beschließen; dies bewirkt eine Änderung nicht wesent-
licher Bestimmungen dieser Verordnung. Im Einzel-
nen verfährt sie wie folgt:

a) Stellt sich heraus, dass eine derartige Verwen-
dung gesundheitsschädlich ist, so wird der Stoff
und/oder die Zutat, die diesen enthält,

i) in Anhang III Teil A aufgenommen, und der
Zusatz dieses Stoffs und/oder dieser Zutat
zu Lebensmitteln oder deren Verwendung
bei der Herstellung von Lebensmitteln
verboten, oder

ii) in Anhang III Teil B aufgenommen, und der
Zusatz dieses Stoffs und/oder dieser Zutat
zu Lebensmitteln oder deren Verwendung
bei der Herstellung von Lebensmitteln nur
unter den dort genannten Bedingungen
erlaubt.

b) Stellt sich heraus, dass eine derartige Verwen-
dung möglicherweise gesundheitsschädlich ist,
jedoch weiterhin eine wissenschaftliche Unsi-
cherheit besteht, so wird der Stoff in Anhang III
Teil C aufgenommen.

Aus Gründen äußerster Dringlichkeit kann die
Kommission auf das in Artikel 14 Absatz 4 genannte
Dringlichkeitsverfahren zurückgreifen, um den Stoff
oder die Zutat in Anhang III Teil A oder B
aufzunehmen.“
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b) Absatz 5 erhält folgende Fassung:

„(5) Binnen vier Jahren ab dem Datum, zu dem ein
Stoff in Anhang III Teil C aufgenommen wurde, wird
nach dem in Artikel 14 Absatz 3 genannten
Regelungsverfahren mit Kontrolle unter Berücksichti-
gung der Stellungnahme der Behörde zu den nach
Absatz 4 des vorliegenden Artikels zur Bewertung
vorgelegten Unterlagen eine Entscheidung darüber
getroffen, ob die Verwendung eines in Anhang III Teil
C aufgeführten Stoffes allgemein erlaubt wird oder ob
er in Anhang III Teil A oder B aufgenommen wird.

Aus Gründen äußerster Dringlichkeit kann die
Kommission auf das in Artikel 14 Absatz 4 genannte
Dringlichkeitsverfahren zurückgreifen, um den Stoff
oder die Zutat in Anhang III Teil A oder B
aufzunehmen.“

7. Artikel 14 erhält folgende Fassung:

„Artikel 14

Ausschussverfahren

(1) Die Kommission wird durch den Ständigen Ausschuss
für die Lebensmittelkette und Tiergesundheit unterstützt,

der durch Artikel 58 Absatz 1 der Verordnung (EG)
Nr. 178/2002 eingesetzt wurde.

(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten
die Artikel 5 und 7 des Beschlusses 1999/468/EG unter
Beachtung von dessen Artikel 8.

Der Zeitraum nach Artikel 5 Absatz 6 des Beschlusses
1999/468/EG wird auf drei Monate festgesetzt.

(3) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten
Artikel 5a Absätze 1 bis 4 und Artikel 7 des Beschlusses
1999/468/EG unter Beachtung von dessen Artikel 8.

(4) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten
Artikel 5a Absätze 1, 2 und 6 sowie Artikel 7 des
Beschlusses 1999/468/EG unter Beachtung von dessen
Artikel 8.“

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Ver-
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Geschehen zu Straßburg am 15. Januar 2008.

Im Namen des Europäischen Parlaments

Der Präsident

H.-G. PÖTTERING

Im Namen des Rates

Der Präsident

J. LENARČIČ
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